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Tagesordnung | Punkt 10 der éffentlichen Sitzung am 03. April 2014

Antrags-Nr. 14-F-03-0046

Demokratie schiitzen in Wiesbaden
- Antrag der Stadtverordnetenfraktion Biindnis 90/ Die Griinen vom 25.03.2014 -

In Wiesbaden kam es in der jungsten Vergangenheit zu Vorkommnissen mit rechtsradikalem
Hintergrund. Im Zuge der Europawahl ist dartiber hinaus mit verstarkter Pradsenz von
verfassungsfeindlichen Gruppierungen zu rechnen. Um als demokratische Stadt wehrhaft zu
bleiben, sind verstarkte eigene Anstrengungen nétig. Das gilt zum einen fir die Beschaffung von
Wissen Uber Gruppierungen und deren Veranstaltungen im Wiesbadener Stadtgebiet und zum
anderen fur die Forderung entschlossener Gegenreaktionen der Wiesbadener Bevoélkerung.

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en,
der Magistrat wird gebeten,

1) regelméaRig mit dem hessischen Verfassungsschutz, Innenministerium und mit Institutionen,
welche sich mit der Beobachtung von verfassungsfeindlichen Aktivitaten befassen, in Kontakt
zu treten, um sich Gber Vorgange, Gruppierungen und Personen mit verfassungsfeindlichem
Hintergrund (rechtsextremistisch, antisemitisch, rassistisch etc.) in Wiesbaden zu informieren.
Diese Informationen sind in Form eines schriftlichen Berichtes einmal jahrlich der
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.

2) bei Kenntnis von éffentlichen Veranstaltungen in Wiesbaden durch Gruppierungen und
Personen mit verfassungsfeindlichem Hintergrund, die Burgerschaft in angemessener Art und
Weise darliber zu informieren.

3) einen Ansprechpartner zu benennen, der bei - in diesem Zusammenhang - meldewirdigen
Vorkommnissen (z.B. nationalsozialistischen Schmierereien) von den Birgerinnen und
Birgern kontaktiert werden kann.

4) zu prifen ob Mitarbeitende der Stadtverwaltung fir die Teilnahme an Gegendemonstrationen
vom Dienst freigestellt werden kdénnen.

Beschluss Nr. 0150

Der Antrag der Stadtverordnetenfraktion Blindnis 90/Die Griinen vom 25.03.2014 betr.
Demokratie schitzen in Wiesbaden

wird von Seiten der Antrag stellenden Fraktion zuriickgezogen.
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- Stadtverordnetenversammiung -
Seite 2 des Beschlusses 0150 vom 03. April 2014

Dem Magistrat Wiesbaden, .04.2014
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden, .04.2014
-16 -

Dezernat Vi Gerich

mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbilrgermeister

Seite: 2/2



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Demokratie schützen in Wiesbaden
	- Antrag der Stadtverordnetenfraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 25.03.2014 -

